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Ziel: Ausbau des Handels
Präsident Macri in Indien und Vietnam
Mauricio Macri mit seiner Frau Juliana Awada und seiner Tochter Antonia an der Gandhi-Gedenkstätte Raj Ghat. (Foto: dpa)
Buenos Aires (AT/mc) - Vor allem um den Ausbau der Handelsbeziehungen ging es Mauricio Macri bei seinen Besuchen in Indien und Vietnam. Zuerst machte der argentinische Präsident in der indischen Hauptstadt Neu Delhi Station, wo er mit dem indischen Ministerpräsidenten Narendra Modi mehrere Abkommen auf den Weg brachte. Argentinien wird zukünftig mehr Zitrusfrüchte, Eier sowie Mehl in das nach China bevölkerungsreichste Land der Welt exportieren. Im Gegenzug erklärte sich die argentinische Seite bereit, Samen von Hirse und Guaran ins Land zu lassen.
Argentinien geht es beim Ausbau des kommerziellen Austausches aber nicht nur im landwirtschaftliche Produkte. Auch für Metall- und Stahlprodukte, Agrarmaschinen, Biotechnologie und Nukleartechnik aus Argentinien sollen in der zahlenmäßig größten Demokratie Käufer gefunden werden. Aus diesem Grund waren auch Vertreter der argentinischen Industrie-Union in der Delegation des Präsidenten.
Macri und Modi unterzeichneten Verträge bzw. Absichtserklärungen auf verschiedenen Feldern wie Tourismus, Verteidigung, pharmazeutische Produkte, Kommunikation und Informationstechnologie. Modi hob hervor, dass sich der Handel seines Landes mit Argentinien in den vergangenen zehn Jahren verdoppelt habe. Gleichwohl sehe er gute Möglichkeiten, den wirtschaftlichen Austausch noch weiter auszubauen.
Der indische Premier lobte: „Argentinien ist ein verlässlicher Lieferant von Lebensmitteln für Verbraucher in Indien.“ Auch auf der persönlichen Ebene scheint die Chemie zu stimmen. So bezeichnete Modi seinen Gast aus Buenos Aires als „Freund“.
Die beiden Regierungschefs waren sich einig, im Kampf gegen den Terrorismus zusammenzuarbeiten. Indien erlitt erst vor wenigen Tagen einen Anschlag auf einen Polizei-Konvoi, bei dem mehr als 40 Personen ums Leben kamen. „Die Zeit des Redens ist vorbei. Man muss dem Terrorismus den Garaus machen“, sagte Modi. Und Macri betonte: „Terrorismus ist etwas, das gegen all das gerichtet ist, was wir wollen.“ Es bedrohe das gedeihliches Zusammenleben und die Entwicklung der Völker. Er freue sich, dass Argentinien und Indien zusammen arbeiten, um die „Plage des Terrorismus“ zu bekämpfen, so Macri.
Während seines Aufenthalts in der indischen Hauptstadt besuchte Macri auch die Gedenkstätte Raj Ghat zu Ehren Mahatma Gandhis. Diese befindet sich an der Stelle, wo der Führer der gewaltlosen indischen Unabhängigkeitsbewegung 1948 einem Attentat zum Opfer fiel.
Nach seinem Aufenthalt in Indien setzte der argentinische Präsident seine Asienreise in Vietnam fort. In der Hauptstadt Hanoi traf er auf seinen vietnamesischen Amtskollegen Nguyen Phu Trong, mit dem er mehrere Abkommen abschloss. Ziel sei eine „umfassende Zusammenarbeit, um den wirtschaftlichen Austausch zu multiplizieren, Anreize für Investitionen zu schaffen und die kulturellen Verbindungen zu vertiefen“, hieß es.
Konkret gab Vietnam grünes Licht für die Einfuhr von Orangen, Grapefruits, Mandarinen und Zitronen aus Argentinien. Macri unterstrich zudem das argentinische Interesse, Fleischprodukte, aber auch tierische Embryonen und Samen, in das südostasiatische Land zu liefern. „Vietnam braucht zunehmend mehr Lebensmittel, und wir wollen helfen, dass sie diesie produzieren können“, so der argentinische Präsident.
Andererseits bekräftigte er Interesse, dass sich vietnamesische Technologiefirmen auf dem Feld der Kommunikation an Ausschreibungen in Argentinien beteiligen. Nguyen, den Macri zu einem Gegenbesuch in Buenos Aires einlud, lobte Argentinien als „sehr wichtigen Partner in Amerika“.
Macri nahm im Rahmen seines Besuches an einer Zeremonie am Ho Chi Minh-Mausoleum teil, wo er den kommunistischen Nationalhelden des Gastgeberlandes mit einem Blumenkranz ehrte.
Argentinien
Trauer um Emiliano Sala
Heimatdorf nimmt Abschied vom verunglückten Fußballer
Die Trauerfeier in Progreso, Provinz Santa Fe. (Foto: dpa)
Progreso (dpa) - Emiliano Sala ist an den Ort zurückgekehrt, an dem einst alles begann. In seinem Heimatdorf Progreso nahmen am Wochenende Freunde und Verwandte Abschied von dem bei einem Flugzeugabsturz über dem Ärmelkanal verunglückten argentinischen Fußballprofi. Im Sportverein San Martín wurde sein Sarg aufgebahrt - bedeckt mit der schwarz-roten Fahne seines Clubs aus Kindertagen. Auf einem Foto des Fußballers stand: „Dein Erbe ist für die Ewigkeit.“
Zahlreiche Menschen erwiesen dem berühmtesten Sohn des kleinen Dorfes in der Provinz Santa Fe die letzte Ehre. Als der Sarg vom Clubhaus zu einem Leichenwagen getragen wurde, brandete minutenlanger Applaus auf. Salas Überreste sollten in der Provinzhauptstadt Santa Fe eingeäschert werden. „Er hat den gleichen Stolz für Progreso empfunden, wie wir für ihn“, sagte Bürgermeister Julio Müller. „Es war gegenseitige Liebe.“
Der 28-Jährige war am 21. Januar beim Flug von Frankreich nach Wales mit einer Propellermaschine über dem Ärmelkanal abgestürzt. Der zuvor für den FC Nantes aktive Fußballer war nach einem Millionentransfer auf dem Weg zu seinem neuen Verein Cardiff City. Nach fast zweiwöchiger Suche wurde das Flugzeug am Meeresgrund entdeckt.
Unter den Trauergästen waren Nicolas Pallois, Verteidiger beim FC Nantes und Salas bester Freund, und der Generalsekretär des französischen Clubs, Loïc Morin. Mit Trainer Neil Warnock und Generaldirektor Ken Choo kamen auch Vertreter von Salas neuem Verein Cardiff City zu der Trauerfeier in der argentinischen Provinz. „Das ganze Dorf ist vereint“, sagte Warnock.
Im Sportverein San Martín hatte Sala als Kind und Jugendlicher Fußball gespielt. Seine gesamte Profikarriere bestritt er allerdings in Frankreich. „Jetzt spielt er auf einem anderen Feld, da oben“, sagte sein Trainer aus Kindertagen, Diego Solís, der Zeitung „La Nación“.
Jedes Jahr kam Sala zurück in sein Dorf, veranstaltete Grillabende und spielte Fußball mit seinen Freunden. „Er war ein außergewöhnlicher Junge, er hat alles alleine geschafft“, sagte sein ehemaliger Agent Nicolás Higuaín. „Er hat nie bei einem großen Club in Buenos Aires gespielt, sondern hat es aus der Provinz bis nach Nantes geschafft. Er hat alles dafür getan, um seiner Familie zu helfen.“
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Roberto Alemann irrtümlich für tot erklärt
Tageblatt-Direktor Dr. Roberto Alemann ist am Dienstag von der Zeitung „El Entre Ríos“ fälschlicherweise für tot erklärt worden. In dem Text heißt es, Alemann sei „vor sehr kurzer Zeit“ in den USA im Alter von 97 Jahren verstorben. In dem Artikel wird zudem moniert, dass das Ableben des einstigen argentinischen Wirtschaftsministers in den hiesigen Medien überhaupt keinen Widerhall gefunden habe. Alemann sei so in gewisser Weise gleich zweimal gestorben. Roberto Alemann (96) rief am Dienstag persönlich bei der Zeitung in Colón / Entre Ríos an und informierte die dortigen Zeitungsmacher, dass er noch am Leben ist. Ricardo Maxit, der Besitzer der traditionsreichen Zeitung, sprach von einem „schweren Fehler“, der passiert sei. Er kündigte eine umgehende Richtigstellung an. Auf unsere Nachfrage führte Maxit aus, dass man durch eine Todesanzeige in der Zeitung „La Nación“ vom 9. Februar dieses Jahres auf eine falsche Fährte geraten sei. Dort wird der Tod eines Roberto E. Alemán bekanntgegeben, der am 6. Februar in Charlotte (USA) verstorben ist.
Boudou wieder in Haft
Amado Boudou muss nun doch wieder ins Gefängnis. Dies entschied die vierte Spruchkammer des Berufungsgerichtes für Strafsachen am Montag. Die Richter vertraten dabei die Ansicht, dass es „prozessuale Risiken“ mit sich bringe, wenn Boudou in Freiheit bleibe. Der einstige Vizepräsident der Republik Argentinien, der in erster Instanz wegen Amtsmissbrauchs verurteilt worden ist, war erst im Dezember unter Auflagen aus der Untersuchungshaft entlassen worden. Boudou stellte sich am Montagnachmittag den Behörden. Für den ehemaligen Stellvertreter von Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner ist es bereits die dritte Einweisung in eine Haftanstalt seit November 2017. Damals wurde er erstmals im Zusammenhang mit der „Causa Ciccone“ verhaftet. Im darauffolgenden Januar wurde er aber schon wieder entlassen. Bei dem Verfahren geht es um den Verkauf der Gelddruckerei „Ciccone“ im Jahr 2010. Boudou, damals noch Wirtschaftsminister, soll mittels eines Strohmannes die Operation gelenkt und sich persönlich bereichert haben. Der ehemalige Politiker bestreitet die Vorwürfe.
Viadukte im Bau
Zwei ambitionierte Bauprojekte sollen den Verkehr in der Hauptstadt flüssiger machen: Für die Bahnlinien „Mitre-Tigre“ sowie „San Martín“ werden derzeit Viadukte gebaut. Ziel der Höherlegung der Schienenstränge ist die Reduzierung der Bahnübergänge, die immer wieder zu Stauungen des Straßenverkehrs führten. Aufgrund der Bauarbeiten können die Züge der beiden Linien momentan nicht bis zum Endbahnhof Retiro fahren. Als Kopfbahnhof der Linie „Mitre-Tigre“, die die Hauptstadt mit Tigre verbindet, wird bis zum kommenden Mai die Station Núñez fungieren. Von dort können Fahrgäste gratis Busse nehmen, um zu anderen Bahnstationen zu gelangen. Der Viadukt hat eine Höhe von neun Metern und eine Länge von 3,9 Kilometern. Die Kosten betragen 2,6 Milliarden Pesos. Acht beschrankte Bahnübergänge sollen wegfallen. Bei der Linie „San Martín“, die zwischen der Hauptstadt und Pilar pendelt, dient derzeit die Station Villa del Parque als Endpunkt in Buenos Aires. Der Viadukt soll fünf Kilometer lang sein und elf Bahnübergänge überflüssig machen. Die Bauarbeiten sollen Mitte dieses Jahres abgeschlossen sein.
Prozess verschoben
Cristina Fernández de Kirchner muss nun doch noch nicht am kommenden Dienstag auf der Anklagebank Platz nehmen. Die zweite Spruchkammer des Bundesgerichts für mündliche Verhandlungen verschob die Verhandlung auf den 21. Mai. Der Grund dafür liegt in dem Umstand, dass sich einer der zuständigen Richter - Jorge Tassara - in den kommenden Tagen einem chirurgischen Eingriff unterziehen muss. Um eine Verschiebung hatte Kirchner vor wenigen Tagen selbst gebeten - wenn auch aus anderen Gründen (wir berichteten). Die neue Ansetzung fällt nun aber in den Wahlkampf. In dem Gerichtsverfahren geht es um die Aufarbeitung von insgesamt 52 öffentlichen Aufträgen an den Bauunternehmer Lázaro Báez in Santa Cruz in Höhe von insgesamt 46 Milliarden Pesos. Kirchner wird bezichtigt, Báez bevorteilt und im Gegenzug im großen Stil Schmiergelder kassiert zu haben.
Kokain in Skateboards
Argentinische Drogenschmuggler haben Kokain in den Rädern von Skateboards versteckt und so über Köln nach Spanien verschickt. Inzwischen wurden in Buenos Aires drei Männer und eine Frau festgenommen, die im Verdacht stehen, hinter der Aktion zu stecken und einen internationalen Ring von Drogenschmugglern anzuführen, wie die argentinische Bundespolizei vor wenigen Tagen bekanntgab. Die Ermittlungen seien aufgenommen worden, nachdem deutsche Zollbehörden in einem Paket eines Kurierdienstes in Köln sechs Kilogramm Kokain in den Rädern von Skateboards entdeckt hätten. (AT/mc/dpa)
Meinung
Schwache Gewerkschaften
Von Juan E. Alemann
Gewerkschaften gibt es in Argentinien seit über hundert Jahren. Doch erst Juan Domingo Perón hat sie, als Vizepräsident und Arbeitsdirektor der Militärregierung, die mit dem Staatsstreich vom 4. Juni 1943 die Regierung übernahm, finanziell gestärkt und ihnen eine politische Rolle gegeben, die zunächst darin bestand, ihn bei den Wahlen von 1946 zu unterstützen. Perón verfügte, dass der Beitrag der Arbeitnehmer an die Gewerkschaften von den Unternehmen einbehalten und direkt an die Gewerkschaften abgeführt wurde. Vorher hingen die Beiträge von den Arbeitern und Angestellten ab, von denen nur wenige zahlten. Die Loyalität der Gewerkschaften zu Perón ist somit begreiflich. Und dabei konnte Perón sie auch bis zu einem gewissen Punkt beherrschen. Als er 1955 abgesetzt wurde, verlor die Regierung die Kontrolle über die Gewerkschaften, und Perón wies sie aus der Ferne an, zu streiken und systematisch störend zu wirken.
Die Regierungen, die ab 1955 regierten, konnten mit den Gewerkschaften nicht zurechtkommen. Einmal waren sie sich nicht bewusst, dass die übertriebene Gewerkschaftsmacht unvereinbar mit dem republikanisch-demokratischen System ist, bei dem die Macht bei der Regierung und dem Parlament liegt, aber nicht bei den korporativen Organisationen der Gesellschaft, wie es dem faschistischen Konzept von Mussolini und Perón entspricht. Und dann haben sie nur selten begriffen, dass die Gewerkschaften auch für die chronische Inflation mitverantwortlich waren, die sie mit erpressten Lohnerhöhungen herbeiführten, die mit Stabilität und auch niedriger Inflation unvereinbar waren.
Den Regierungen, die sich gegenüber den Gewerkschaften schwach zeigten ist es schlecht gegangen. Contrario sensu, geht es denjenigen besser, die ihre Regierungsmacht behaupten, auf Drohungen nicht eingehen, sich von Politikern und Politologen nicht einseifen lassen und das Allgemeininteresse in den Vordergrund stellen.
Aus verschiedenen Gründen hat die Macri-Regierung jetzt eine starke Stellung gegenüber geschwächten Gewerkschaften. Halten wir zunächst fest, dass sich schon fünf bedeutende Gewerkschafter in Haft befinden, was ein Wink mit dem Zaunpfahl für viele andere darstellt. Denn sehr viele haben Dreck am Stecken und jetzt, wo die Kirchner-Korruption aufgeflogen ist, droht vielen Gewerkschaftern das gleiche Schicksal wie vielen Kirchner-Beamten. Abgesehen davon stehen die Gewerkschafter vor einer komplexen Lage, mit hoher Arbeitslosigkeit, vielen Entlassungen, und Betriebsschließungen. In vielen Unternehmen werden die Arbeitsbedingungen stillschweigend geändert, meistens der neuen Realität angepasst, ohne dass die Gewerkschaften etwas dagegen tun können. Die Arbeitsabkommen werden zunehmend nicht mehr so genau genommen, abgesehen davon, dass in vielen Fällen schon Sonderbedingungen für bestimmte Branchen ausgehandelt worden sind.
Angeblich wird Macri Anfang März bei der Eröffnung der Parlamentssitzungen Reformen auf diesem Gebiet ankündigen, an erster Stelle Maßnahmen zur Legalisierung der Schwarzarbeit. Er müsste jedoch viel weiter gehen, um Arbeitsplätze zu schaffen und auch bestehende zu erhalten. Die Periode, während der keine Entlassungsentschädigung gezahlt wird, muss auf zwei Jahre verlängert werden, Unternehmensabkommen müssen Vorrang vor den allgemeinen haben, die Arbeitsabkommen müssen ablaufen und nicht, wie jetzt, weiter gelten bis ein neues unterzeichnet wird, und die Multifunktionalität (dass ein Arbeiter für verschiedene Tätigkeiten eingesetzt werden kann) muss anerkannt werden. Macri muss die Gelegenheit, die sich jetzt bietet, ausnutzen, mit Vollbeschäftigung und Konkurrenzfähigkeit als oberste Ziele.
Meinung
Im Blickfeld: Deutsche Dschihadisten
Von Stefan Kuhn
Manchmal hat auch ein Donald Trump Recht. So etwa mit der Forderung, dass die EU-Länder IS-Kämpfer ihrer Nationalität zurücknehmen sollen. Die meisten von ihnen befinden sich in Gewahrsam der kurdisch geführten syrisch-demokratischen Kräfte. Unter den Gefangenen sind gut 40 mutmaßliche Terroristen mit deutschem Pass. Die meisten Staaten verweigern die Rücknahme ihrer zu religiösen Straftätern gewordenen Staatsbürger. Vielfach aus gutem Grund.
In Deutschland etwa fürchtet man, islamistische Zeitbomben zu importieren. Militärisch ist der IS im Irak und Syrien bis auf eine kleine Bastion im Grenzgebiet besiegt. Geschlagen ist er noch lange nicht. Der Terror in anderen Staaten dürfte mit der militärischen Niederlage zunehmen. In Deutschland spielt auch das relativ liberale Strafrecht eine Rolle. Wenn man den deutschen IS-Kämpfern keine Folterungen, Vergewaltigungen, Erschießungen oder andere Kriegsverbrechen nachweisen kann, dürfen sie mit Haftstrafen um die drei Jahre rechnen. Konkret heißt das, sie wären in wenigen Monaten wieder auf freiem Fuß, wenn die Untersuchungshaft angerechnet wird. Das will kein Politiker den Wählern erklären.
Auf der anderen Seite, würde der deutsche Staat auch in Erklärungsnöte kommen. Wie soll er Staaten wie Tunesien, Marokko, Algerien oder andere überzeugen, deren in Deutschland straffällig gewordene Staatsangehörige, darunter auch islamistische „Gefährder“ zurückzunehmen, wenn er es selber nicht tut? Zudem stellen die deutschen IS-Kämpfer in gewisser Weise ein deutsches Problem dar. Sie sind in der Regel in Deutschland geboren, sozialisiert und radikalisiert worden. Warum sollten sich die Kurden mit dem deutschen islamistischen Revolutionsexport rumschlagen? Sie haben kaum Ressourcen, die Gefangenen zu versorgen und zu bewachen und brauchen jeden Mann bzw. jede Frau für den Kampf gegen den IS und die türkische Armee die ihre Region von Nordwesten aus bedroht. Vor allem fehlt ihnen eine funktionierende Strafgerichtsbarkeit.
Deutschland hat eine. Dort stehen derzeit Geflüchtete aus Syrien und anderen Staaten vor Gericht. Sie sollen an Folterungen und Erschießungen teilgenommen haben. Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die in anderen Staaten begangen wurden, kann man auch in Deutschland ahnden. Allerdings gibt es in diesen Fällen Beweise. Bei den IS-Kämpfern in kurdischer Gefangenschaft nicht immer.
Dennoch sollte Deutschland seine Landsleute zurücknehmen. Das Zögern der Politik ist allein aus numerischen Gründen nicht nachvollziehbar. Nach offiziellen Angaben handelt es sich um 42 IS-Kämpfer mit deutschem oder Doppelpass. Bei 32 von ihnen laufen Ermittlungsverfahren, gegen 18 wurde bereits Haftbefehl erlassen. Der deutsche Auslandsgeheimdienst BND ermittelt in Syrien. Man kann auch davon ausgehen, dass einige die Nase voll vom Heiligen Krieg haben und nur noch nach Hause wollen. Insgesamt sollen sich rund 800 Dschihadisten in kurdischen Lagern aufhalte. Dazu kommen etwa 700 Frauen und 1500 Kinder. Bei den Frauen dürfte das Heimweh noch größer sein. Ihr Leben im „Islamischen Staat“ war von Unterdrückung und Mangel geprägt oder in der Light-Version, von unerträglicher Langeweile. Viele von ihnen sind im Teenageralter aus Schwärmerei oder Liebe in den Irak oder nach Syrien abgehauen und inzwischen reichlich ernüchtert. Dass es sich bei ihnen um tickende Zeitbomben handelt darf man bezweifeln.
Deutschland hat schon vor Donald Trumps Twitter-Botschaft an der Rückführung der Dschihadisten und der Frauen mit deutschem Pass gearbeitet. Viele Frauen und deren Kinder wurden diskret über die Türkei zurückgeholt. Und die Haftbefehle und Ermittlungen gab es schon vor der Botschaft des US-Präsidenten. Aber in Berlin hat man auf Zeit gespielt. Es gab in Deutschland bereits Prozesse gegen Rückkehrer aus dem Heiligen Krieg, von denen zumindest einer im Gedächtnis bleibt. Bei diesem Gerichtsverfahren wurde ein deutscher Dschihadist zu einer recht milden Haftstrafe verurteilt. Als er bereits wieder auf freiem Fuß war, tauchte ein Video auf, das ihn bei einer Erschießung von Zivilisten zeigt. Für Kriegsverbrechen kann er nach dem Freispruch nicht mehr verurteilt werden. Unter anderem deshalb will die deutsche Justiz mehr Zeit für ihre Ermittlungen.
Diese hat ihr Trump genommen, denn die USA haben Druckmittel in der Hand. Deutschland profitiert bei seinem Anti-Terror-Kampf von den Erkenntnissen der US-Geheimdienste. Wenn diese ausbleiben, ist das Land mehr gefährdet als durch die Rückkehr einiger Gefährder mit deutschem Pass.
Doch dies sollte nicht der wichtigste Grund für die Rücknahme der Dschihadisten sein. Deutschland hat Verantwortung für seine Staatsbürger, was immer sie getan haben. Es ist immer noch besser, ein Dschihadist wird in Deutschland freigesprochen, als dass er in Syrien oder im Irak hingerichtet wird. In Deutschland kann er als „Gefährder“ überwacht werden, in den anderen Ländern könnte ein Unschuldiger sterben.
Um das deutsche Dilemma der eventuell zu geringen Strafen abzuschwächen, sollte die Politik über eine Änderung des Strafrechts nachdenken. Bei Terrorverdacht ist eine deutliche Verlängerung der Untersuchungshaft angebracht. Auch über das Strafmaß bei einer „Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung“ oder deren Definition sollte man nachdenken. Der IS ist keine Terror-Gruppe, sondern ein Terrorregime, das für Massenmorde und Massenvergewaltigungen verantwortlich ist. Jemand der in diesem System auch nur ein Rädchen war, sollte überdeutlich härter bestraft werden, als jemand, der in der Stuttgarter Fußgängerzone PKK-Flugblätter verteilt.
Meinung
Randglossen
Auch dieses Jahr besteht in der Provinz Buenos Aires ein Konflikt mit den Lehrern, bei dem schließlich die Schüler mit weniger Unterrichtstagen die Leidtragenden sind. Gouverneurin María Eugenia Vidal will die Gehälter im Gleichschritt mit der Inflation erhöhen, aber die Gewerkschafter wollen, dass der Reallohnverlust von etwa 14 Prozent der letzten drei Jahre aufgeholt wird. Dafür hat Vidal kein Geld, wobei dies außerdem eine direkte Wirkung auf die anderen Bereiche der Provinzverwaltung haben würde. In der Provinz entfallen 10 Schüler auf jeden Lehrer, was anormal ist. Wenn die vielen überflüssigen Ersatzlehrer abgeschafft würden, die es in den Privatschulen kaum gibt, könnte den Lehrern mehr bezahlt werden, ohne die Provinzfinanzen zu belasten. Dieses Thema kommt jedoch bei der Diskussion nicht auf.
Die Sache wäre einfach, wenn die deutschen Dschihadisten in kurdischer Gefangenschaft nur Mehmed, Kerim, Fatih oder Mesut heißen würden. Es gibt und gab allerdings auch einen Martin, einen Marc, einen Denis, einen Nils, einen Michael und sogar einen Christian, dessen Name so wenig kompatibel mit dem theologischen Unterbau des Islamischen Staates vereinbar war, dass er sich Abu Qatada nannte. Selbst nach der „biologischen“ Definition der rechtspopulistischen AfD sind das ohne Zweifel Deutsche und obendrein die schlimmsten Islamisten. Nicht erst seit dem Zweizeiler F.W. Bernsteins „Die schäfsten Kritiker der Elche, waren früher selber welche“ weiß man, dass Konvertiten radikaler als das Original sind. Das gilt nicht nur für Neu-Islamisten oder frühere Raucher, sondern auch für Politiker.
Es ist nie zu spät. In der AfD hat man erkannt, dass man mit dem US-Präsidenten keinen Staat machen kann. Nur zehn Prozent der Deutschen vertrauen Donald Trump. Die rechtspopulistische „Alternative für Deutschland“ hat immerhin noch 13 Prozent Zustimmungswerte. Trump, mit dem die AfD in den meisten Punkte übereinstimmt, lässt die Partei in den jüngsten Umfragen stagnieren. Die jetzige Distanzierung der AfD ist deshalb eine logische Reaktion. Wenn 90 Prozent der Deutschen Trump für einen Deppen hält, reduziert sich das Wählerpotenzial der AfD. Inzwischen kritisiert die Partei sein „skurriles Auftreten“ und seine Angriffe gegen Deutschland. Das ist beachtlich, denn die AfD-Mitglieder und -Wähler durften sich nichts mehr wünschen als eine Mauer zu Dänemark, den Niederlanden, Belgien, Luxemburg, Frankreich, der Schweiz, Österreich, Tschechien und vor allem Polen.
Wirtschaft
Die dummen Investitionen der K-Bande
Der ehemalige Vizepräsident von Cristina Fernández der Kirchner, Amado Boudou (2011/15), der vorher Wirtschaftsminister war, wurde wegen der illegalen Übernahme der Ciccone-Druckerei zu mehreren Jahren Haft verurteilt, die er jetzt effektiv absitzen muss, nachdem ihm vorher der Hausarrest gewährt worden war. Ob er in einer Gefängniszelle sitzt oder Hausarrest genießt ist nebensächlich. Wichtig ist, dass er verurteilt wurde, was bedeutet, dass es keinen Zweifel über sein Verbrechen gibt.
Der Fall wird in der Presse allgemein falsch dargestellt, nämlich so, dass er die Druckerei gekauft hat, die die Geldscheine druckt, was angeblich ein phänomenales Geschäft ist. In Wirklichkeit war der Druck von Pesoscheinen bei Ciccone ein Nebengeschäft. Die eigene Druckerei der Münzanstalt reicht aus, um den Bedarf an Banknoten zu befriedigen. Wenn dieser übermäßig steigt, dann muss auf Noten mit einem höheren Wert übergegangen werden. Wenn Scheine von $ 200 statt von $ 100 gedruckt werden, sinkt der Notenbedarf auf die Hälfte. Traditionell hat die Münzanstalt nur Geldscheine von niedrigen Werten auswärts drucken lassen, weil diese nicht gefälscht werden (weil es sich nicht lohnt) und geringere Sicherheitsforderungen haben. An diesem Druck hat sich auch Ciccone beteiligt, aber es war ein Grunde nur ein Nebengeschäft. Ciccone konkurrierte mit Boldt, und konnte daher die Preise nicht hoch festsetzen.
Die Ciccone-Druckerei war auf Druck von Wertpapieren spezialisiert, wie Schecks, Aktien, Obligationen und Staatstitel. Dieses Geschäft ist in den letzten Jahrzehnten stark geschrumpft. Der Scheck wurde von der Zahl- und Kreditkarte verdrängt , und danach durch direkte Überweisungen per Internet. Es wird nur noch ein Bruchteil der Schecks verwendet wie vor drei Jahrzehnten.
Was Aktien, Obligationen und Staatstitel betrifft, so werden sie seit längerer Zeit nur noch ausnahmsweise gedruckt. Die Wertpapierkasse der Börse führt für diese Wertpapiere ein Konto, und der Inhaber erhält einen Kontoauszug, in dem sein Besitz bestätigt wird. Wie bei einem normalen Konto einer Bank, aber mit Wertpapieren statt Pesos. Das stellt eine große Vereinfachung dar, die auch die Börsengeschäfte erleichtert hat. Vor einigen Jahrzehnten sah man im Stadtzentrum von Buenos Aires ständig Menschen mit Aktienpaketen, die sie von einem Makler, dem Verkäufer, auf einen anderen, dem Käufer, übertrugen. Das hat längst aufgehört. Jetzt werden die Wertpapiere nur von einem Konto der Wertpapierkasse auf ein anderes übertragen.
Die Ciccone-Druckerei hatte somit sehr wenig zu tun und geriet daraufhin in finanzielle Schwierigkeiten, was im Konkurs enden musste. Die Brüder Héctor und Nicolás Ciccone hatten die Druckerei mühsam aufgebaut und erfolgreich betrieben, doch sie konnten schließlich nicht weitermachen. Die Druckerei sieht sehr schön aus, ist aber nichts mehr wert. Auch wenn die hohe Schuld gegenüber dem Steueramt in bequemen Raten bezahlt würde, wie es Boudou angeordnet hatte, war das Unternehmen nicht zu retten.
Dass Boudou diese Druckerei kaufte, war eine kolossale Dummheit. Und die Übernahme durch den Staat, die Cristina K. schließlich anordnete, um das ganze Schlamassel zu verdecken, eine noch größere. Denn die Münzanstalt braucht diese Druckerei nicht, und erleidet durch die Übernahme einen Verlust, den sie mit dem normalen Gewinn vertuscht. Auch unter der Macri-Regierung wurde der Verlust der Ciccone-Druckerei nicht bekanntgegeben. Warum?
Die Kirchner-Hotels in Calafate
Die Errichtung und Betreibung mehrerer Hotels in Calafate, im Südwesten der Provinz Santa Cruz, durch Néstor Kirchner war eine unverständliche Dummheit. Die Hotels sind jetzt geschlossen, weil sie die Touristen nicht verwenden. Echte Touristen haben nur wenige gehabt. Die Hotels wurden eingesetzt, um Gewinne der Bauunternehmen von Lázaro Báez auf die Kirchners zu übertragen, indem Zimmer bezahlt wurden, die nie besetzt wurden, und auch nicht hätten besetzt werden können, da die Bauobjekte, deren Arbeiter angeblich in Luxushotels übernachten sollen (!), sehr weit entfernt waren. Es war auf alle Fälle ein sehr teures Manöver, um Geld von Báez auf Cristina K. zu übertragen, wobei ein großer Teil dieses Geldes, wenn nicht alles, für die Betreibung der Hotels eingesetzt wurde. Für Cristina K. blieb bestenfalls sehr wenig übrig.
Ebenfalls wurde bestimmt, dass die Belegschaft der Flugzeuge von Aerolíneas Argentinas in diesen Hotels übernachten sollte. Das ist ein doppelter Unfug: Erstens werden für diesen Zweck keine Luxushotels eingesetzt, und zweitens werden die Flüge in der Regel so programmiert, dass die Belegschaften nicht irgendwo übernachten müssen. Bei Flügen von Buenos Aires nach Calafate müsste es am gleichen Tag einen Rückflug geben. Es handelte sich somit um eine schliche Übertragung von Mitteln von AA auf Cristina K. Ob man dies als Raub oder sonstwie bezeichnet ist nebensächlich.
Doch abgesehen davon bietet Calafate als Tourismusort nur den Gletscher, den man in einer halben Stunden, höchstens einer ganzen, gesehen hat. Nur wenige Touristen begeben sich auf den Gletscher selber, was nicht ungefährlich ist. Calafate bietet sonst gar nichts. Es ist eine kahle Berglandschaft auf der einen Seite, und die patagonische Ebene auf der anderen. Calafate kann nicht entfernt mit Bariloche und San Martín de los Andes konkurrieren, die viel näher zu Buenos Aires liegen und viel mehr bieten. Hier gibt es Sommertourismus und auch Skitourismus im Winter. Das gibt es in Calafate nicht. Beiläufig sei bemerkt, dass das Hotel Llao Llao in Bariloche, das seinerzeit privatisiert wurde, einen Golfplatz errichten musste, um ein zahlreiches Touristensegment anzuziehen. Golfplätze gibt es in Calafate nicht, und es wäre auch schwierig, sie einzurichten, weil die Boden- und Klimabedingungen sehr ungünstig sind. Schließlich sind die Tage in Calafate im Winter sehr kurz, was auch ein Nachteil gegenüber den anderen Tourismusorten ist, die weiter nördlich liegen. Im Winter ist es in Calafate schon gegen 4 Uhr nachmittags dunkel.
Die Hotels in Calafate hatten überhaupt keinen vernünftigen Sinn. Das hätte den Kirchners jeder Hotelunternehmer gesagt. Aber Néstor und Cristina Kirchner wussten eben alles besser. Solange sie ihr Privatvermögen vergeudeten ist es ihre Sache, wobei man sich nur fragt, woher das viele Geld stammt, dass der Bau oder Kauf dieser Hotels beansprucht hat. Denn die Kirchners hatten vor ihrem Eintritt in die Politik (also 1987, als Néstor K. Bürgermeister von Rio Gallegos wurde, und danach 1991 Gouverneur von Santa Cruz) kein nennenswertes Vermögen. Es ist gewiss eine weitere Dummheit, das gestohlene Geld in Form von Luxushotels zu zeigen. Doch das Schlimmste ist, dass die Kirchners den Mangel an Rationalität bei ihren Entscheidungen auch beim Einsatz öffentlicher Mittel gezeigt haben, was dem Land schließlich viel mehr gekostet hat, als ihr direkter Diebstahl, über den jetzt mehrere böse Prozesse laufen, bei denen Cristina Kirchner nicht erklären kann, was keine Erklärung hat.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 40,76, gegen $ 39,21 eine Woche zuvor. Die ZB wirkte der Hausse entgegen, einmal durch Dollarterminverkäufe, und dann durch Anhebung der Zinsen auf die Lelic-Schatzscheine um anderthalb Prozentpunkte auf 46,014%. Der Kurs liegt jedoch nicht weit über der Untergrenze der Bandbreiten ($ 39,399 und $ 49,693). Die ZB-Reserven lagen bei u$s 67,03 Mrd, gegen u$s 67,05 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.1.20 bei $ 54,15, was einen Jahreszinssatz von 44,15% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Index der Börse von Buenos Aires ging in einer Woche zum Mittwoch um 1,45% zurück und lag um 20,20% über Ende Dezember 2018.
***
Die Staatstitel lagen in einer Woche zum Mittwoch unter Baissedruck. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: +0,05%; Arentina 2021: -0,62%; Argentina 2026: -3,15%; Argentina 2046: -4,91%; Badlar 2024: -0,95%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 24 Karat zu $ 1.600,38 gehandelt (Vorwoche: $ 1,497,82). Gold von 18 Karat wurde nicht gehandelt.
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 18.1.19 um 31,08%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 16,67% zu.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 18.2.19 um 37,78% auf $ 2,93 Bio., und die gesamten Bankkredite nahmen um 10,29% auf $ 1,59 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen um 4,95% auf u$s 33,24 Mrd., und die Dollarkredite um 0,98% auf u$s 16,03 Mrd.
***
Der landesweite Stromkonsum lag im Januar 2019 um 5,1% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Stiftung Fundelec. Vom Konsum entfällt 44% auf Haushalte, 30% auf Handel und Dienstleistungen und 26% auf die Industrie. Bei Haushalten ging der Stromkonsum um 5,1% zurück, beim Handel um 3,7% und bei der Industrie um 8,6%.
***
Der Index der Industrieproduktion des Wirtschaftsinstitutes FIEL weist für Januar 2019 einen interannuellen Rückgang von 8,5% aus, nachdem das ganze Jahr 2018 um 2,8% unter dem Vorjahr lag.
***
***
Bei der ersten Ausschreibung, in der die Gaslieferanten den Preis für Gas anbieten, das für Haushalte im kommenden Winter bestimmt ist, die in der Börse von Buenos Aires stattfand, ergab sich ein Preis von durchschnittlich u$s 4,62 je Mio. BTU (“british termic unit”), der ca. 15% über dem Preis liegt, den die Regierung erwartet hatte. Der Grossistenpreis für Gas macht etwa die Hälfte des Preises aus, den der Konsument zahlt. Bei diesem Preis, plus der Inflation, wird damit gerechnet, dass der Gaspreis für Haushalte um 35% steigen wird. Doch Energiesekretär Gustavo Lopetegui erklärte, die Zunahme würde höchstens 30% betragen. Außerdem ist vorgesehen, die zweite Erhöhung, die auf Oktober angesetzt war, auf Dezember zu verschieben.
***
Ein jüngster Bericht des Handelssekretariates weist darauf hin, dass ein Korb von 30 Produkten des täglichen Konsums, die zu den 575 gehören, die die Liste der “gepflegten Preise” enthält, ca. 25% billiger ist, als bei analogen Produkten, die nicht in diesem System eingeschlossen sind, mit Extremfällen, in denen diese Preise 47% niedriger sind. Die Macri-Regierung wollte das System (das die Regierung von Cristina K. erfunden hat) zunächst abschaffen, hat es jedoch dann beibehalten, umgetauft, erweitert und auch besser kontrolliert, um die vermeiden, dass die verbilligten Produkte in den Supermärkten nur in geringen Mengen angeboten werden, die sich sofort erschöpfen, und auch weit unten ausgestellt werden, so dass sie nicht sichtbar sind. Wie weit diese gepflegten Preise beim Index der Konsumentenprise eingesetzt werden, ist nicht bekannt.
***
Am Donnerstag der Vorwoche hat Präsident Mauricio Macri im weißen Saal des Regierungsgebäudes vor Unternehmern angekündigt, dass für sogenannte regionale Unternehmen der Lohn, ab dem Unternehmerbeiträge an die ANSeS gezahlt werden, ab März auf $ 17.500 erhöht wird. In der Steuerreform vom letzten Jahr war schon ab Januar 2019 ein beitragsfreier Lohn festgesetzt worden, der dann schrittweise erhöht werden sollte. Die $ 17.500 sollten dabei 2022 erreicht werden. Für viele Unternehmen wird dies jetzt vorverlegt. Jetzt fehlen noch die Ausführungsbestimmungen und schließlich, die Liste der Unternehmen, die sie neue Maßnahme umfasst. Es wird davon ausgegangen, dass Produzenten von Obst, Zucker, Wein, Yerba Mate, Tee und viele andere die Vergünstigung erhalten. Produktionsminister Dante Sica schätzte, dass 44 Branchen mit 24.000 Unternehmen und 250.000 Arbeitnehmern in das neue System eingeschlossen sind.
***
Der Index der Beanspruchung öffentlicher Dienste des INDEC lag im November 2018 um 4,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Post:-13,8%; Mautgebühren bei Straßen: -13,7%; Personentransport_-6,3%; Telefonie: -4,4%; Strom, Gas und Wasser: -3,5%; Müllabfuhr: -1,0%; Frachtentransport: +22,7%.
***
Die Rückgabe von 15 Prozentpunkten der MwSt. an Rentner und Empfänger von Kindergeldern ist Ende 1018 abgelaufen und wurde nicht verlängert. Durch Gesetz vom Juni 2016 wurde bestimmt, dass Empfänger der Mindestpension oder der entsprechenden Hinterbliebenenrente, Empfänger des Kindergeldes und der Subvention für Schwangerschaft, Haushaltsangestellte und junge Menschen, die die im Plan “progresar” eingeschlossen sind, diese Rückgabe bis Ende 2017 erhielten. Das wurde dann um ein Jahr verlängert, aber jetzt nicht für 2019.
***
Im Januar wurden 148.585 gebrauchte Kfz. verkauft, 9,78% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber 2093% über Dezember 2018, teilt die Kammer des Kfz-Handels (CCA) mit.
***
In zwei Jahren ist die Zahl der Klagen vor Gericht wegen Arbeitsunfällen und -krankheiten um 44% gefallen, und die Gebühr der Unternehmen, die diese Risiken versichern (ART) ist (in Prozenten) um ca. 20% zurückgegangen. Das ist eine direkte Folge des Gesetzes 27.348 vom Februar 2017, das bestimmte Aspekte geklärt hat, so dass Prozesse vermieden werden. Das Problem ist jedoch noch nicht ganz gelöst, weil noch über 300.000 Prozesse laufen, die vor dem neuen Gesetz eingeleitet wurden, und außerdem Santa Fe u.a Provinzen dem Gesetz noch nicht zugestimmt haben, oder es noch nicht anwenden. Das System, das der damalige Arbeitsminister José Armando Caro Figueroa in den 90er Jahren geschaffen hatte, funktionierte sehr gut, bis der Oberste Gerichtshof, der von Néstor Kirchner ernannt wurde, zuließ, dass gleichzeitig die Entschädigung beansprucht und ein Prozess eingeleitet werden konnte, was laut Gesetz nicht zulässig war.
***
Landwirtschaftssekretär Luis Miguel Etchevehere erklärte in Indien, wo er Präsident Mauricio Macri begleitete, dass ein neues Protokoll für mehrere Produkte unterzeichnet worden sei, das sanitäre u.a. bestehende Hindernisse für den Import argentinischer Produkte beseitigt. Das betrifft Zitronen, frische Eier und Eierprodukte, Fischmehl, Knochenmehl und Chia-Samen. Argentinien hat seinerseits den Import von indischen Hirsesamen u.a. Samen erleichtert. Es soll noch weiter an der Überwindung von indischen Importhindernissen gearbeitet werden.
***
Die Rohstahlproduktion lag im Januar bei 370.900 Tonnen, 7,9% über dem gleichen Vorjahresmonat und 4,2% über Dezember 2018, gab die Kammer der Stahlindustrie bekannt. Die Produktion von warmgewalzten Produkten (Rundeisen, Stahlbänder und Bleche) lag mit 301.400 Tonnen um 20,3% unter Januar 2018, aber um 6,6% über Dezember 2018.
***
Die ZB hat am Montag Leliq-Schatzscheine auf eine Woche zu 44,32% (Schlusskurs) untergebracht, leicht über der Vorwoche. Es wurden Leliq für $ 190 Mrd. verkauft.
***
Der Index der Grossistenpreise des INDEC verzeichnet im Januar eine Zunahme von 0,6%, womit die Zunahme im 12 Monaten zum Januar 66,9% beträgt. Beim Januar-Index weisen lokale Produkte eine Zunahme von 0,8% aus, während importierte um 2,4% zurückgingen. Dieser Index wird sehr direkt vom Wechselkurs bestimmt. Der Abwertungssprung mit Mitte 2018 schob den Index der Grossistenpreise sofort stark in die Höhe, und die Kursberuhigung, die im Dezember und Januar eintrat, wirkte im entgegensetzten Sinn.
***
Der Index der Baukosten des INDEC weist im Januar eine Zunahme von 1,1% auf, womit die Zunahme in 12 Monaten zum Januar 2019 44,8% beträgt.
***
Der Index der Industrieproduktion des Spitzenverbandes der Industrie, die Unión Industrial Argentina, verzeichnet im Dezember einen interannuellen Rückgang von 10,7%, so dass das ganze Jahr 2018 um 3,4% unter 2017 liegt. Im Dezember betrug die Abnahme bei Textilien 16%, bei Schuhen 10%, bei chemischen Produkten 8,8%, bei Holz und Möbeln 8,9%, bei nicht metallischen Erzen 5,7%, bei Druck und Verlag 5,2%, bei Pharmaprodukten 5,5%, bei Metallmechanik 4,4%. Nur bei Grundmetallen (Stahl und Aluminium) liegt Dezember 2018 über dem Vorjahr, mit einer Zunahme von 10%.
***
Im Januar wurden 29,638 gebrauchte Motorräder verkauft, 10% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, und 27,5% mehr als im Dezember 2018, teilt der Agenturenverband ACARA mit.
***
Der Oberste Gerichtshof hat entschieden, dass die Bundesregierung der Provinz San Luis $ 15 Mrd. schuldet (und bezahlen muss), die seinerzeit unrechtmäßig einbehalten wurden. Anlässlich der Einführung des privaten Pensionssystems im Jahr 1998 hat die Nationalregierung mit den Provinzen ein Abkommen abgeschlossen, durch das sie ihnen weniger Mittel übertrug. Doch die Provinz San Luís hat sich dem Abkommen nicht angeschlossen, so dass der Abzug von vorne herein keine legale Grundlage hatte. Die Regierung will die Zahlungen angeblich auf 2020 verschieben, mit dem Argument, dass diese Zahlung nicht im Haushaltsgesetz für 2019 vorgesehen sei. Gelegentlich dürfte noch eine ähnliche Forderung der Provinz Santa Fé hinzukommen, bei der es um über $ 60 Mrd. geht.
***
Das Steueramt der Stadt Buenos Aires, AGIP, hat ein besonderes Kontrollsystem bei unabhängigen Supermärkten und Selbstbedienungsgeschäften eingeführt, das besonders die “chinesischen” umfasst, die in vielen Fällen von Koreanern betrieben werden. Hier besteht eine hohe Hinterziehung der Bruttoumsatzsteuer, wobei bis vor kurzem viele dieser Einzelhandelsgeschäfte nur in bar verkauften. Das ist jetzt verboten; sie müssen auch Karten annehmen. Doch AGIP geht einen Schritt weiter, mit einem System, das den Umsatz auf der Grundlage bestimmter Daten (Fläche des Lokals, Belegschaft u.a.) schätzt, wobei der Betreiber des Geschäftes erklären muss, warum er die Steuer auf einen viel geringeren Betrag zahlt. Und wenn die Erklärung nicht angenommen wird, muss er die Differenz zahlen. Für die großen Supermarktketten, die keine Steuern hinterziehen, ist diese Kontrolle sehr wichtig, da dadurch der unlautere Wettbewerb bekämpft wird.
***
Das Schatzamt hat am Dienstag Schatzscheine in Dollar (Letes) für u$s 950 Mio. auf 217 Tage zu 4,5% (was ein effektive Rendite von 4,54% ergibt) untergebracht. Ebenfalls wurden Schatzscheine in Pesos (Lecap) für $ 45,17 Mrd. untergebracht, auf 98 und 317 Tage, die mit dem CER-Index berichtigt werden.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Mexiko hat angekündigt, dem verschuldeten staatlichen Mineralölkonzern Pemex finanziell unter die Arme zu greifen. Das Unternehmen bekomme umgerechnet etwa E 4,9 Mrd., teilte Präsident Andrés Manuel López Obrador mit. Das Geld werde Pemex unter anderem durch Steuererleichterungen zukommen. Der Mineralölkonzern hat eine Nettoverschuldung von umgerechnet rund E 6,4 Mrd. und musste in den vergangenen Jahren die Produktion fast halbieren. Pemex verlor nach eigenen Angaben im vergangenen Jahr umgerechnet rund E 2,7 Mrd. Alle 30 Minuten fand ein illegaler Anzapf-Versuch statt: täglich wurden 9 Mio. Liter Benzin gestohlen. (dpa)
***
Der Präsident von Uruguay, Tabaré Vázquez, hat das Projekt der finnischen UPM (mit Fabrik in Fray Bentos, am Uruguay-Fluss) bestätigt, eine zweite Zellstofffabrik zu errichten. Es wäre die Dritte im Land, und auch die größte, mit einer Investition von u$s 5 Mrd. Die neue Fabrik soll am Rio Negro errichtet werden, der bei Carmelo in den Uruguay-Fluss mündet.
***
Ford wird seine Fabrik in San Bernardo do Campo, Brasilien, schließen, berichtet Bloomberg. Dort wurden u.a. Lastwagen montiert, aber auch das Automobilmodell Fiesta erzeugt. Die 1967 gegründete Fabrik beschäftigt 2.800 Menschen, und war in letzter Zeit ein Verlustgeschäft.
***
Der Präsident von Brasilien, Jair Bolsonaro, hat ein Gesetzesprojekt über Reform des Pensionssystems im Kongress eingebracht. Es sieht die Erhöhung des Pensionsalters auf 65 Jahre, bzw. 62 bei Frauen, vor. Außerdem wird die Zahl der Arbeitsjahre, die für die Pensionierung erforderlich sind, um 15 bis 20 Jahre auf 40 Jahre erhöht. Das Projekt sieht auch die schrittweise Einführung eines Kapitalisierungssystems in einem Zeitraum von 12 Jahren vor. Mit der Reform sollen in einem Jahrzehnt umgerechnet um die u$s 300 Mrd. gespart werden. Letztes Jahr wies das Pensionssystem ein Defizit von 7,09% des BIP aus. Bolsonaro wies darauf hin, dass Brasilien ohne diese Reform spätestens 2013 Bankrott sein würde.
***
Geschäftsnachrichten
Radio Victoria
Diese Firma, die in Feuerland Fernsehgeräte, Mobiltelefone u.a. Geräte der Marken Hitachi, RCA, Kelvinator und TCL erzeugt (eigentlich nur montiert), hat die chinesische TCL als Partner aufgenommen, die 15% des Kapitals für angeblich u$s 25 Mio. erworben hat. Die Firma heißt jetzt Radio Victoria TCL Argentina. TCL ist vornehmlich in China tätig, aber auch in anderen Ländern, was insgesamt 80 Länder ausmacht, und beschäftigt weltweit 75.000 Menschen.
Glencore
Dieser große internationale Getreide- und Ölsaathändler, der in Argentinien die Firma Oleaginosa Moreno gekauft hat, bemüht sich um die Verlängerung des Konzessionsvertrages für die Betreibung des Hafens von Bahía Blanca bis 2045. Glencore kündigte dabei die Absicht an, u$s 32 Mio. in den Hafen zu investieren, um die Anlagen zu erweitern und zu verbessern. Dabei sollen drei Lager (silos) von je 6.000 Tonnen Kapazität gebaut werden, und auch zwei neue Anlagen für die Entladung von Lastwagen.
Wirtschaftsübersicht
Inflationsaussichten für dieses Jahr
Von Juan E. Alemann
Mauricio Macri sagte in der Wahlkampagne des Jahres 2015, die Überwindung der Inflation sei sehr einfach, und stellte dabei in Aussicht, dass ihm dies kurzfristig gelingen werde. Dieses unglaubwürdige und irreale Versprechen dürfte er inzwischen bereut haben. Hat er wirklich geglaubt, dass das Inflationsproblem so einfach war, oder war es nur ein leeres Wahlversprechen? Wäre der Fall so einfach, dann hätten bestimmt schon andere Regierungen stabilisiert. Doch ab 1945 ist dies nur Perón für ein Jahr (1952) und Menem für zehn (1991-2001) gelungen. Die Inflation ist in Argentinien ein komplexes Problem, und wenn die einzelnen Aspekte des Phänomens nicht begriffen werden, steht keine Lösung in Aussicht, oder bestenfalls nur eine kurzfristige, der dann eine Inflationsexplosion folgt. Man hat den Eindruck, dass Präsident Macri und seine für den Wirtschaftsbereich zuständigen Beamten das Problem nicht ganz begriffen haben oder eben nicht wissen, wie man bestimmte Schwierigkeiten, die bei einer Stabilisierungspolitik auftreten, überwinden kann. Die Inflationsbekämpfung ist auch deshalb jetzt sehr schwierig, weil gleichzeitig eine konjunkturelle Erholung angestrebt wird, die der Stabilisierungspolitik widerspricht.
Es ist der Macri-Regierung bisher in puncto Inflation nicht gut gegangen. Die monatliche Inflationsrate begann mit 3,8% im Dezember 2015, sprang dann auf 6,7% im April und lag danach bis Mai 2018 um die 2%, mit zwei Spitzen, 2,9% im Oktober 2016 und 3,1% im Dezember 2017. Danach stieg die monatliche Inflationsrate bis auf 6,5% im September 2018, und ging danach langsam zurück. Doch im Januar 2019 lag sie bei 2,9%, höher als im Dezember, wobei auch die 12-Monatsrate auf fast 50% kletterte. Das ist ohne jeden Zweifel zu viel, und wirkt störend auf die Wirtschaft. An eine Jahresinflation von 20% ist die Gesellschaft gewohnt, und Unternehmer und Konsumenten wissen, wie sie sich dabei zu verhalten haben. Aber 50% lässt das Gespenst der Hyperinflation am Horizont erscheinen, und wirft jegliche Kalkulation über den Haufen.
Der Februar wird nach Berechnungen privater Wirtschaftler mit ca. 3% schließen, was gewiss zu viel ist. Das Jahr 2019 wird zunächst überschattet von den Tariferhöhungen bei Strom, Gas, Wasser und Personentransport, die sukzessive stattfinden. Ebenfalls wirkt sich die Abwertung des zweiten Halbjahres 2019 noch aus, die nach und nach auf die internen Preise abgewälzt wird. Dass der Index der Grossistenpreise zunächst viel stärker als der der Konsumentenpreise gestiegen ist, deutet darauf hin, dass die Abwälzung nicht abgeschlossen ist.
Der Wechselkurs ist in den letzten Wochen von der internen Inflation überholt worden. Im Abkommen mit dem IWF ist vorgesehen, dass die Interventionsgrenzen etwa im Gleichschritt mit der Zunahme der internen Preise erhöht werden, aber das wurde nicht ganz erfüllt. In den letzten Monaten ist der Dollarkurs hinter der internen Inflation zurückgeblieben. In der Vergangenheit blieb der Kurs periodisch längere Zeit zurück, was von einem Inflationsrückgang begleitet wurde, bis die Lage unhaltbar wurde und ein Abwertungssprung stattfand. Dies soll jetzt vermieden werden. Sowohl die Fondsbeamten, wie Minister Dujovne und ZB-Präsident Sandleris, sind sich bewusst, dass ein real hoher Wechselkurs zum System gehört und beibehalten werden muss. Das bedeutet, dass dieses Mal ein Zurückbleiben des Wechselkurses nicht als Stabilisierungsinstrument verwendet werden kann. Und das macht die Stabilisierung schwieriger.
Dann kommen noch die Lohnerhöhungen hinzu, bei denen die Gewerkschaften mit Zulagen von mindestens 30% rechnen, also gleichviel wie die vorgesehene interne Inflation. Einige Gewerkschafter nehmen den Reallohnverlust von angeblich 14% der letzten zwei Jahre hin, andere fordern, dass dies aufgeholt wird. Aber gegen einen weiteren Reallohnverlust stemmen sich die Gewerkschaftler mit Händen und Füssen. Frage: Reicht der bisherige Reallohnverlust aus, um einen Gleichgewichtszustand herzustellen, oder ist ein weiterer Verlust notwendig? Im Wesen ist der Reallohnverlust die Kehrseite der Zunahme der Tarife öffentlicher Dienste über die Inflation, was eine Änderung der relativen Preise bedeutet, bei der auch der Lohn zu den Verlierern gehört. In vergangenen Krisen ging der Reallohn viel stärker zurück. 2002 sank er zeitweilig bis zu 50%, und 1976, 1979 und 1990, bei den drei Hyperinflationswellen, noch mehr. 2019 ist ein Wahljahr, und das macht es für die Regierung schwierig, sich den Gewerkschaften zu widersetzen. Allein, was hier mäßigend wirkt, ist die tiefe Rezession, mit vielen Entlassungen und Betriebsschließungen. Die Gewerkschafter sehen sich gezwungen, der Erhaltung der Arbeitsplätze Vorrang vor Lohnforderungen zu geben.
Die Regierung hat den Akzent der Inflationsbekämpfung seit dem Abkommen mit dem IWF, besonders dem zweiten, auf die monetäre Politik gesetzt, mit dem Ziel, dass es keine Geldschöpfung mehr gibt, was technisch in einer Nullzunahme der monetären Basis ausgedrückt wird. Die Einhaltung dieses Zieles ist sehr schwierig und setzt auf alle Fälle voraus, dass die Rezessionsphase sich verlängert. Die ZB ist sehr stolz, dass sie im Februar das gesetzte Expansionsziel unterschreiten wird. Doch mittelfristig sieht der Fall anders aus.
Gewiss trägt die drastische Senkung des primären Defizits auch zur Einhaltung des monetären Ziels bei. Aber das finanzielle Defizit, bedingt durch Zinsen auf die Staatsschuld, verbleibt. Und wenn die ZB, wie zu erwarten, weiter Dollar auf dem Markt kauft (bisher hat sie schon über u$s 1 Mrd. gekauft), dann ist die Kehrseite der Medaille eine entsprechende Geldschöpfung. Die Nullzunahme der monetären Basis erscheint somit ein unerfüllbares Ziel, und das sollte schon jetzt erklärt werden. Und wenn außerdem noch Maßnahmen getroffen werden, um die Konjunktur anzuspornen, dann wird die Geldschöpfung noch höher sein.
Wenn man all die aufgezählten Umstände berücksichtigt, kann man froh sein, wenn die Inflation bei 50% jährlich verbleibt und bestenfalls auf 40% zurückgeht. Die Stabilisierungspolitik verbleibt dann als prioritäre Aufgabe für die kommende Regierung, mit oder ohne Macri. Auch eine peronistische Regierung kommt nicht umhin, sich mit dem Problem zu befassen, um den Weg zu vermeiden, der in die Hyperinflation führt. Wobei im Extremfall, mit Cristina Fernández de Kirchner als Präsidentin, die Regierung noch viel härter eingreifen müsste, um eine Explosion zu vermeiden. Denn von ihr erwartet man eine Haltung, wie die von Chávez und Maduro in Venezuela, und man weiß jetzt wie das endet, so dass entsprechend gehandelt wird, was dann die Wirkung der sich selbst erfüllenden Prophezeiung hat.
Die Regierung und auch die Wirtschafter, welche Oppositionspolitiker beraten, sollten sich schon jetzt überlegen, wie sie ein Programm gestalten, das die Inflation schrittweise senkt, mit dem Ziel, dass es zunächst um die 20% jährlich sind und dann eine einstellige Zahl erreicht wird. Das sollte am ersten Tag der neuen Regierung angekündigt werden und sofort mit harten Maßnahmen begleitet werden, damit es glaubhaft erscheint, was in Argentinien nicht einfach ist. Nur wenn die Gesellschaft überzeugt ist, dass es dieses Mal ernst gemeint ist, werden Unternehmer und Konsumenten dementsprechend handeln und damit mit ihrem Verhalten zur Inflationssenkung beitragen.
Wirtschaftsübersicht
Das eigenartige Kreditsystem: Banken, Börse und Wucher
Von Juan E. Alemann
Wenn man von Krediten spricht, denkt man an Banken, bei denen die Aufnahme von Spargeldern und deren Einsatz für Kredite die Haupttätigkeit darstellen sollte. Das ist in Argentinien seit langer Zeit nicht so. Die Banken widmen sich hauptsächlich anderen Geschäften, und was den Kredit betrifft, so steht der Konsumkredit (zum größten Teil über Kreditkarten) im Vordergrund. Der Bankkredit ist seit Jahren schon real ständig geschrumpft und wird jetzt auf ca. 15% des Bruttoinlandsproduktes geschätzt, wobei das Ergebnis auch davon abhängt, wie man das BIP berechnet, ob zum bestehenden Wechselkurs oder zu konstanten Preisen in Pesos, die dann zu einem angeblichen Gleichgewichtskurs in Dollar umgewandelt werden. Doch auf alle Fälle liegt der Koeffizient unter 20% des BIP, während es in vergleichbaren Ländern über 50% sind, und in den USA, der EU und Japan über 100%. Wenn man die Konsumkredite abzieht, dann verbleibt für Kredite an Unternehmen sehr wenig übrig, weit unter 10% des BIP. Und wenn man noch Kredite abzieht, die mit dem Außenhandel in Beziehung stehen, dann verbleibt noch viel weniger für normale Finanzierung von Unternehmen.
Firmen, die ausländischen Konzernen gehören, finanzieren sich dabei eventuell mit Krediten aus dem Ausland, wobei die Konzernleitung dies jedoch Grenzen zu halten pflegt. Kleinunternehmen finanzieren sich über das ausgedehnte Netz der Finanzanstalten, die nicht bei der Zentralbank eingetragen sind, weil sie angeblich nur eigene Mittel ausleihen. Die Zinsen liegen dabei gegenwärtig bei weit über 100%, wobei die Kredite durch Diskont von vordatierten Schecks und gelegentlich auch Wechseln vergeben werden. Diese Anstalten sind viel effizienter als die Banken und erteilen die Kredite sofort, ohne das komplizierte Verfahren, das bei Banken besteht. Da die meisten kleinen Unternehmen keine Finanzplanung haben, lösen diese Finanzanstalten ihr Problem, das oft unerwartet auftritt und eine unmittelbare Lösung erfordert. Doch im Grunde sind diese Kreditgeber Wucherer, die in früheren Zeiten verpönt und sogar verboten waren, aber jetzt geduldet werden, weil sie ein Problem lösen, für das die Banken keine Lösung bieten. Doch diese hohen Zinsen stellen auch Kosten dar, und wirken verteuernd. Obwohl keine Zahlen bekannt sind, kann man davon ausgehen, dass diese Wucherkredite gesamthaft höher sind als die Bankkredite an Unternehmen, was gewiss ein anormaler Zustand ist.
In den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts hat sich ein weiteres Kreditsystem entwickelt, das jedoch erst jetzt in Schwung gekommen ist. Einmal wurden damals die Gesellschaften für gegenseitige Risikosicherung (SGR, Sociedad de Garantía Recíproca) nach spanischem Vorbild geschaffen, bei dem sich viele Kleinunternehmen mit einem Großunternehmen zusammentun, um Garantien für Kredite auszustellen, die diese Unternehmen fordern. In vielen Fällen, wie beim Techint-Konzern, bei Acindar u.s.w. wurden diese Gesellschaften für ihre Lieferanten und Kunden gebildet, damit sie sich günstiger finanzieren können. Gesamthaft war der Erfolg dieser SGR bisher jedoch beschränkt, weit entfernt vom Umfang, den das System in Spanien erreicht hatte.
Schließlich hat die Börse von Buenos Aires einen Markt für vordatierte Schecks eingerichtet, die meistens, aber nicht unbedingt, mit einer SGR-Garantie zählen. Das vervollständigt das System. In vielen Fällen diskontieren die Unternehmen vordatierte Schecks, die ihnen Großunternehmen, die ihre Kunden sind, übergeben haben. Gelegentlich werden hier auch Wechsel diskontiert, doch der Finanzmarkt zieht vordatierte Schecks vor, weil das Gerichtsverfahren, falls der Schuldner nicht zahlt, einfacher ist. Auf diesem Markt erhalten die Sparer mehr als bei Fristdepositen bei Banken, und die Kreditnehmer zahlen niedrigere Zinsen. Das erfolgt, weil die Marge zwischen Aktiv- und Passivzinsen gering ist, während sie bei Banken sehr hoch ist, und dies nicht anders sein kann. Bei vordatierten Schecks liegt die Marge um die 3%, bei Banken nicht unter 10% und in konkreten Fällen über 20 Prozentpunkten. Die Banken haben hohe Kosten, und außerdem müssen sie einen Teil ihrer Depositen als obligatorische Reserve stilllegen. Wie weit das durch die Kontokorrentdepositen ausgeglichen wird, die nicht verzinst werden, sei dahingestellt.
Ein Bankkredit kostet heute, mit allen Steuern und Bankgebühren, mindestens 55% und oft über 60%. Beim Diskont von vordatierten Schecks liegt der Zinssatz jetzt bis zu 45%. Wenn man die Rechnung für die Passivzinsen macht, so zahlen die Banken bei Fristdepositen auf 30 Tage bestenfalls um die 30% jährlich, eventuell mehr bei hohen Depositen, während es bei vordatierten Schecks der aktive Zinssatz minus bei Maklerprovison und bei Börsengebühr ist, so dass man auf etwa 40% gelangt.
Im Januar 2018 betrug der Börsenumsatz bei vordatierten Schecks $ 1,95 Mrd, und im Januar 2019 waren es $ 5,21 Mrd., 167% mehr. Schließlich scheinen Sparer und Unternehmer dieses Finanzsystem entdeckt zu haben. Die Unternehmen sparen dabei gegenüber der Alternative eines Bankkredites, aber noch viel mehr gegenüber einem Wucherkredit. Sie sollten sich dabei bemühen, in eine SRG-Gesellschaft einzutreten, oder eine zu bilden, sofern sie nicht schon in einer sind.
Eine moderne Wirtschaft braucht ein Finanzsystem, um den normalen Ablauf der Geschäfte ungestört vollziehen zu können. Da in Argentinien ein gut ausgebautes Bankensystem fehlt, muss es andere Lösungen geben, um eine finanziell bedingte Störung der Wirtschaft zu vermeiden. Viele Sparer und Unternehmen haben schon gemerkt, dass der Börsenhandel vordatierter Schecks und auch von Wechseln die Lösung ist. Und in Zukunft sollten es noch viel mehr sein, einfach weil der Bedarf vorhanden ist.